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BVerfG, Urteil vom 17.12.2014 –  
1 BvL 21/12

Art. 3 Abs. 1 GG; §§ 13a, 13b 
ErbStG

(Auszugsweise Wiedergabe der 
Leitsätze des Urteils)

IV.	Die Verschonung von Erb-
schaftsteuer beim Übergang 
betrieblichen Vermögens in 
§§ 13a und 13b ErbStG ist 
angesichts ihres Ausmaßes 
und der eröffneten Gestal-
tungsmöglichkeiten mit Art. 3 
Abs. 1 GG unvereinbar.

a.	 Es liegt allerdings im Entschei-
dungsspielraum des Gesetzge-
bers, kleine und mittelstän-
dische Unternehmen, die in 
personaler Verantwortung 
geführt werden, zur Sicherung 
ihres Bestands und damit auch 
zur Erhaltung der Arbeits-
plätze von der Erbschaftsteuer 
weitgehend oder vollständig 
freizustellen. Für jedes Maß 
der Steuerverschonung benö-
tigt der Gesetzgeber aller-
dings tragfähige Rechtferti-
gungsgründe.

b.	 Die Privilegierung des unent-
geltlichen Erwerbs betrieb-
lichen Vermögens ist jedoch 
unverhältnismäßig, soweit die 
Verschonung über den Bereich 
kleiner und mittlerer Unter-
nehmen hinausgreift, ohne 
eine Bedürfnisprüfung vorzu-
sehen.

c.	 Die Lohnsummenregelung 
ist im Grundsatz verfassungs-
gemäß; die Freistellung von 
der Mindestlohnsumme pri-
vilegiert aber den Erwerb 
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von Betrieben mit bis zu 20 
Beschäftigten unverhältnismä-
ßig.

d.	 Die Regelung über das Verwal-
tungsvermögen ist nicht mit 
Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, weil 
sie den Erwerb von begünstig-
tem Vermögen selbst dann 
uneingeschränkt verschont, 
wenn es bis zu 50 % aus Ver-
waltungsvermögen besteht, 
ohne dass hierfür ein tragfä-
higer Rechtfertigungsgrund 
vorliegt.
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I.	P roblemstellung und 
praktische Bedeutung

Aufgrund des Vorlagebeschlusses des 
BFH vom 27.09.2012 musste sich das 
Bundesverfassungsgericht erneut mit 
der Frage auseinandersetzen, ob das 
seit 01.01.2009 gültige Erbschaftsteu­
errecht verfassungskonform ausge­
staltet ist. Vom BFH kritisiert wurde 
insbesondere die umfassende Ver­
schonung von unternehmerischem 
Vermögen nach den §§ 13a, 13b 
ErbStG, die nach dessen Auffassung 
zu einer „das gesamte Gesetz erfas­
senden verfassungswidrigen Fehlbe­
steuerung“ führe.

Angesichts der am Verkehrswert ori­
entierten Neuregelung der Bewer­
tung von betrieblichem Vermögen für 
Zwecke der Erbschaftsteuer kommt 

der Inanspruchnahme von Verscho­
nungsregelungen in der Unterneh­
mensnachfolge eine hohe praktische 
Bedeutung zu. 

II.	Z um Sachverhalt

In dem vom Bundesverfassungsge­
richt zu entscheidenden Ausgangs­
verfahren ging es nicht um die steu­
erliche Verschonung für betriebliches 
Vermögen. Vielmehr war der Kläger 
des Ausgangsverfahrens Miterbe 
nach dem 2009 verstorbenen Erb­
lasser. Der Nachlass setzte sich aus 
Guthaben bei Kreditinstituten und 
einem Steuererstattungsanspruch 
zusammen. Das Finanzamt setzte 
die Erbschaftsteuer mit einem Steu­
ersatz von 30 % nach Steuerklasse II 
fest. Der Kläger machte geltend, die 
nur für das Jahr 2009 vorgesehene 
Gleichstellung von Personen der Steu­
erklasse II und III sei verfassungswid­
rig. Einspruch und Klage hiergegen 
blieben erfolglos. Im Revisionsver­
fahren hatte der Bundesfinanzhof 
mit dem vorgenannten Beschluss vom 
27.09.2012 dem Bundesverfassungs­
gericht die Frage vorgelegt, ob § 19 
Abs. 1 ErbStG in der 2009 geltenden 
Fassung in Verbindung mit §§ 13a 
und 13b ErbStG wegen Verstoßes 
gegen Art. 3 Abs. 1 GG verfassungs­
widrig sind. Der BFH vertrat die Auf­
fassung, dass die Gleichstellung von 
Personen der Steuerklasse II und III in 
§ 19 Abs. 1 ErbStG zwar verfassungs­
rechtlich hinzunehmen sei, jedoch 
sei diese Vorschrift in Verbindung 
mit den Steuervergünstigungen der 
§§ 13a und 13b ErbStG gleichheits­
widrig. 
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III.	Entscheidungsgründe

In dem mit Spannung erwarteten 
Urteil kommt das Bundesverfassungs­
gericht zu dem Ergebnis, dass die 
§§ 13a und 13b und § 19 Abs. 1 
ErbStG in Teilen gegen Artikel 3 Abs. 1 
GG verstoßen und damit verfassungs­
widrig sind. Im Einzelnen begründet 
das Bundesverfassungsgericht seine 
Entscheidung wie folgt:

Zulässigkeit des Verfahrens und 
Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes:

Zunächst führt das Bundesverfas­
sungsgericht aus, dass die Vorlage 
des Bundesfinanzhofs im Wesentli­
chen zulässig sei. Das Bundesverfas­
sungsgericht stellt auch klar, dass für 
die vorgelegten Normen des ErbStG 
eine Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes nach Art. 105 Abs. 2 Grund­
gesetz (GG) in Verbindung mit Art. 72 
Abs. 2 GG besteht. Diese Gesetzge­
bungskompetenz wurde im Vorfeld 
der Entscheidung verschiedentlich 
in Frage gestellt. Das Bundesverfas­
sungsgericht führt in diesem Zusam­
menhang aus, dass der Bundesge­
setzgeber davon ausgehen durfte, 
dass ohne bundesgesetzliche Rege­
lung eine Rechtszersplitterung mit 
nicht unerheblichen Nachteilen für 
Erblasser und Erwerber betrieblichen 
Vermögens wie auch für die Finanz­
verwaltung zu befürchten wäre. 

Sodann befasst sich das Bundesver­
fassungsgericht im Einzelnen mit den 
erbschaftsteuerlichen Begünstigun­
gen für den Übergang betrieblichen 
Vermögens und begründet seine Auf­
fassung, warum diese in Teilen gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen. 

Verschonungsregelungen grund-
sätzlich verfassungsgemäß

Trotz der mit den Verschonungsre­
gelungen verbundenen Ungleichbe­
handlungen der Erwerber betrieb­
l ichen und nichtbetr ieb l ichen 
Vermögens, die im Hinblick auf den 
Verschonungsabschlag von 85 % 
oder 100 % ein enormes Ausmaß 
erreichen können, hält das Bundes­

verfassungsgericht die §§ 13a und 
13b ErbStG für grundsätzlich geeignet 
und im Grundsatz auch erforderlich, 
um die mit ihnen verfolgten Ziele zu 
erreichen. Das Bundesverfassungs­
gericht attestiert dem Gesetzgeber 
insoweit einen weiten Einschätzungs- 
und Prognosespielraum. Das Gericht 
anerkennt in seiner Entscheidung die 
Einschätzung des Gesetzgebers, dass 
eine ernsthafte Gefahr von Liquidi­
tätsproblemen im Falle einer vollen 
Besteuerung des unentgeltlichen 
Übergangs von Unternehmen unter­
stellt werden kann. Die im Vorfeld des 
Urteils immer wieder diskutierte Frage, 
ob es eines empirischen Nachweises 
für die Gefährdung von Unternehmen 
durch die Erbschaftsteuer bedarf, 
verneint das Bundesverfassungsge­
richt. Wörtlich heißt es hierzu in der 
Tz. 152 der Entscheidung: „Durfte der 
Gesetzgeber davon ausgehen, dass in 
nicht nur seltenen Fällen eine Belas­
tung der Unternehmensnachfolge 
mit Erbschaft- und Schenkungsteuer 
die Betriebe in Liquiditätsschwierig­
keiten bringen kann und letztlich 
Arbeitsplätze gefährdet…, liegt es 
auch im Rahmen seines Gestaltungs­
spielraums, die Verschonung ohne 
individuelle Bedürfnisprüfung zu 
gewähren.“ Das Bundesverfassungs­
gericht anerkennt in diesem Zusam­
menhang auch, dass die Stundungsre­
gelung, wie sie beispielsweise in § 28 
ErbStG verankert ist, keine ebenso 
effektive Entlastung bewirkt wie eine 
Befreiungsnorm. Auch der Verscho­
nungsabschlag von 100 % wird vom 
Bundesverfassungsgericht im Hinblick 
auf die Zielsetzung des Gesetzgebers, 
kleine und mittelständische, durch 
personale Führungsverantwortung 
geprägte Unternehmen – insbeson­
dere Familienunternehmen – zu för­
dern und zu erhalten, im Grundsatz 
anerkannt.

Anwendung der Verschonungsrege-
lungen bei großen Unternehmens-
vermögen erfordert eine individuelle 
Bedürfnisprüfung

Allerdings sieht es das Bundesverfas­
sungsgericht als unverhältnismäßig 

an, wenn die Ungleichbehandlung 
zwischen begünstigtem unternehme­
rischen und nicht begünstigtem sons­
tigen Vermögen auf Unternehmen 
Anwendung findet, welche die Größe 
kleiner und mittlerer Unternehmen 
überschreiten. Zwar schließt das Bun­
desverfassungsgericht nicht aus, dass 
auch sehr große Unternehmen im 
Falle des Wegfalls von Verschonungs­
abschlägen durch eine entsprechend 
hohe Erbschaft- oder Schenkungsteu­
erbelastung der Erwerber in finanzi­
elle Schwierigkeiten geraten und an 
Investitionskraft verlieren könnten. 
Diese Risiken können nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts im Ergeb­
nis auch die Steuerverschonung sehr 
großer Unternehmen rechtfertigen. 
Allerdings wird die Verhältnismäßig­
keit dieser Ungleichbehandlung dann 
aber vom Bundesverfassungsgericht 
an eine Bedürfnisprüfung geknüpft. 
Das Bundesverfassungsgericht lässt in 
seiner Entscheidung offen, ab wann 
genau die aus der Steuerverschonung 
des unentgeltlichen Erwerbs unter­
nehmerischen Vermögens folgende 
Ungleichbehandlung nicht mehr 
verhältnismäßig ist und es einer sol­
chen Bedürfnisprüfung bedarf. Als 
mögliche Orientierung verweist das 
Bundesverfassungsgericht auf die in 
der EU gültige Definition für kleine 
und mittlere Unternehmen, zu denen 
solche gezählt werden, die weniger 
als 250 Arbeitnehmer beschäftigen 
und die entweder einen Jahresumsatz 
von höchstens 50 Mio. E erzielen oder 
deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Mio. E beläuft. Ergän­
zend bringt das Bundesverfassungs­
gericht in diesem Zusammenhang 
auch eine Förderungshöchstgrenze 
ins Spiel. Es verweist in seiner Ent­
scheidung auf den ursprünglichen 
Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung der Unternehmens­
nachfolge vom 30.05.2005, in dem 
eine Förderungshöchstgrenze von 
100 Mio. E (bezogen auf den einzel­
nen Erwerb) vorgesehen war, bis zu 
dem die Steuerverschonung möglich 
sein soll. 
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Freistellung von Betrieben mit bis zu 
20 Beschäftigten von der Anwen-
dung der Lohnsummenregelung ist 
verfassungswidrig

Die Feststellung des Bundesverfas­
sungsgerichts, dass die Lohnsum­
menregelung im Grundsatz mit Art. 3 
Abs. 1 GG vereinbar ist, nicht jedoch 
die Freistellung von Betrieben mit 
nicht mehr als 20 Beschäftigten, wird 
damit begründet, dass Erwerber von 
Betrieben mit bis zu 20 Beschäf­
tigten dadurch unverhältnismäßig 
privilegiert würden. Das Bundesver­
fassungsgericht verweist auf die Aus­
führungen des Bundesfinanzhofs, 
wonach weit über 90 % aller Betriebe 
in Deutschland nicht mehr als 20 
Beschäftigte haben. Betriebe könnten 
daher fast flächendeckend die steu­
erliche Begünstigung ohne Rücksicht 
auf die Erhaltung von Arbeitsplätzen 
beanspruchen, obwohl der mit dem 
Nachweis und der Kontrolle der Min­
destlohnsumme verbundene Verwal­
tungsaufwand nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts nicht so 
hoch ist, wie das teilweise geltend 
gemacht würde.

Regelungen zum Verwaltungsver-
mögen sind verfassungswidrig

Auch die Ausgestaltung der Rege­
lungen zum Verwaltungsvermögen 
ist nach Auffassung des Gerichts 
nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, 
soweit diese begünstigtes Vermögen 
im Sinne des § 13b Abs. 1 ErbStG mit 
einem Anteil von bis zu 50 % Ver­
waltungsvermögen insgesamt in den 
Genuss eines Verschonungsabschlags 
und der sonstigen Begünstigungen 
bringen. Das Bundesverfassungsge­
richt sieht es als problematisch an, 
dass die großzügige Freistellung 
von Verwaltungsvermögen von bis 
zu 50 % steuerliche Gestaltungen, 
z.B. die Verlagerung von privatem in 
betriebliches Vermögen, begünstigt. 

Gestaltungsanfälligkeit des ErbStG

Im Zusammenhang mit der Lohn­
summenregelung und der Regelung 
zum Verwaltungsvermögen wird das 
ErbStG auch insoweit vom Bundesver­

fassungsgericht als verfassungswidrig 
beurteilt, als es Gestaltungen zulässt, 
mit denen Steuerentlastungen erzielt 
werden können, die es nicht bezweckt 
und die gleichheitsrechtlich nicht zu 
rechtfertigen sind. In diesem Zusam­
menhang weist das Bundesverfas­
sungsgericht auf Gestaltungen hin, 
welche die Lohnsummenpflicht durch 
Betriebsaufspaltungen umgehen oder 
welche sich die 50-Prozent-Regel für 
Verwaltungsvermögen in Konzern­
strukturen nutzbar machen oder – 
zumindest in der Vergangenheit – bei 
sogenannten Cash-Gesellschaften.

Gesamtbeurteilung durch das 
Gericht, Übergangsfrist und Ver-
trauensschutz

Im Ergebnis kommt das Bundesver­
fassungsgericht zu dem Urteil, dass 
die festgestellten Gleichheitsverstöße 
die §§ 13a und 13b ErbStG insgesamt 
erfassen und diese Normen daher als 
verfassungswidrig anzusehen sind. 
Dies hat nach Auffassung des Gerichts 
auch Auswirkungen auf die Tarifnorm 
des § 19 Abs. 1 ErbStG, welche die 
Besteuerung begünstigten wie nicht 
begünstigten Vermögens gleicherma­
ßen betrifft und daher vom Gericht 
ebenfalls für unvereinbar mit Art. 3 
Abs. 1 GG erklärt wurde. Damit ist 
nach Auffassung des Gerichts auch 
die Erhebung der Erbschaftsteuer für 
den Übergang von Privatvermögen 
blockiert.

Dem Gesetzgeber wird aber die 
Möglichkeit eingeräumt, einen ver­
fassungsgemäßen Zustand durch eine 
umfassende Nachbesserung oder 
grundsätzliche Neukonzeption der 
gesamten Verschonungsregelungen 
binnen angemessener Zeit herbei­
zuführen. Das Gericht ordnet in die­
sem Zusammenhang die begrenzte 
Fortgeltung der genannten Normen 
bis zum 30.06.2016 an. Allerdings 
weist das Bundesverfassungsgericht 
darauf hin, dass die Fortgeltung der 
verfassungswidrigen Normen keinen 
Vertrauensschutz gegen ein auf den 
Zeitpunkt der Verkündung des Urteils 
(17.12.2014) bezogene rückwirkende 
Neuregelung begründet, die einer 

exzessiven Ausnutzung gerade der als 
gleichheitswidrig befundenen Ausge­
staltung der §§ 13a und 13b ErbStG 
die Anerkennung versagt. 

In der Urteilsbegründung wird da-
rauf hingewiesen, dass die Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts 
einstimmig ergangen ist. Von drei 
Richtern des ersten Senats wurde 
aber ein Sondervotum abgegeben, 
wonach sich die Begründung der Ver­
fassungswidrigkeit der vorgenannten 
Normen des Erbschaftsteuergeset­
zes auch aus dem Sozialstaatsprinzip 
des Art. 20 Abs. 1 GG ableiten ließe. 
Die Erbschaftsteuer wird in diesem 
Zusammenhang als ein Beitrag zur 
Herstellung sozialer Chancengleich­
heit angesehen. 

IV.	Ergänzende Hinweise

Das Urteil des Bundesverfassungsge­
richts wird in ersten Stellungnahmen 
überwiegend positiv kommentiert, 
vor allem im Hinblick auf die grund­
sätzliche Anerkennung der Verscho­
nungsabschläge für betriebliches Ver­
mögen als verfassungsgemäß.

Zur Bedürfnisprüfung bei der Über-
tragung großer Unternehmensver-
mögen

Allerdings führt die vom Bundesver­
fassungsgericht eingeforderte Bedürf­
nisprüfung bereits jetzt zu erhebli­
chen Diskussionen in der Politik und 
auch zu Unsicherheit bei den von 
dieser Diskussion Betroffenen. Das 
der Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts angehängte Sondervo­
tum trägt seinerseits zu den Befürch­
tungen bei, dass die Erbschaftsteuer 
instrumentalisiert werden könnte, um 
Vermögen umzuverteilen. 

Dabei darf aber nicht außer Acht 
gelassen werden, dass das Bundes­
verfassungsgericht in seiner Entschei­
dung, insbesondere in den Tz. 171 ff., 
klar zum Ausdruck gebracht hat, dass 
die Erbschaft- oder Schenkungsteu­
erlast auch große Unternehmen und 
deren Gesellschafter in Schwierigkei­
ten bringen kann und diese Schwierig­

FuS-1-2015.indd   39 23.01.2015   17:47:40



40 FuS  •  1/2015

Rechtsprechung

keiten zum Verlust von Arbeitsplätzen 
und zum Verlust an Investitionskraft 
führen können. Diese Risiken können 
nach Ansicht des Bundesverfassungs­
gerichts auch die Steuerverschonung 
sehr großer Unternehmen rechtferti­
gen. Es muss im Zuge der vom Bun­
desverfassungsgericht eingeforderten 
Neuregelung der Verschonungsre­
gelungen vor allem vermieden wer­
den, dass die Bedürfnisprüfung für 
größere Familienunternehmen hohe 
bürokratische Hürden mit sich bringt. 
Es gilt ferner zu bedenken, dass das 
Bundesverfassungsgericht gleichzeitig 
mit dieser Bedürfnisprüfung auch eine 
Verschärfung der Vorschriften zum 
Verwaltungsvermögen anmahnt. 

Übergangsbestimmungen und  
Vertrauensschutz

Ein weiterer Diskussionspunkt wird 
sich aus den vom Bundesverfassungs­
gericht formulierten Übergangsbe­
stimmungen ergeben. Im Schlussteil 
des Urteils begründet das Bundesver­
fassungsgericht die übergangsweise 
Fortgeltung der erbschaftsteuerli­
chen Verschonungsregelungen neben 
haushaltswirtschaftlichen Überlegun­
gen damit, dass eine Ungewissheit 
über den Inhalt der künftigen, dann 
mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt 
der Verkündung des Urteils in Kraft 

zu setzenden Regeln des Erbschaft- 
und Schenkungsteuerrechts vor allem 
für die Inhaber von Unternehmen 
und ihre künftigen Erben oder sons­
tigen Nachfolger schwer erträglich 
wäre. Das Bundesverfassungsgericht 
betont, dass gerade sie ein berech­
tigtes Interesse an einer verlässli­
chen Rechtsgrundlage für die Nach­
folgeplanung auch in steuerlicher 
Hinsicht haben. Erst am Ende des 
Urteils, in Tz. 292, führt das Bundes­
verfassungsgericht aber aus, dass 
die Anordnung der Fortgeltung der 
verfassungswidrigen Normen kei­
nen Vertrauensschutz gegen eine 
auf den Zeitpunkt der Verkündung 
dieses Urteils bezogene rückwirkende 
Neuregelung begründet, die einer 
exzessiven Ausnutzung gerade der als 
gleichheitswidrig befundenen Aus­
gestaltungen der §§ 13a und 13b 
ErbStG die Anerkennung versagt. Es 
stellt sich nun die Frage, was unter 
einer solchen exzessiven Ausnutzung 
zu verstehen ist. Fallen darunter nur 
die vom Bundesverfassungsgericht 
als verfassungswidrig beanstandeten 
Gestaltungsmöglichkeiten in Form der 
Betriebsaufspaltungsfälle (Vermei­
dung der Lohnsummenprüfung) oder 
der Gestaltung von Verwaltungsver­
mögensquoten bei Konzernstruk­
turen (sogenannter Kaskadeneffekt 

durch Verlagerung von Verwaltungs­
vermögen in Tochtergesellschaften) 
und die Cash-Gesellschaften, die zwi­
schenzeitlich aber bereits ohnehin 
gesetzgeberisch eingedämmt wur­
den? Oder kann als exzessive Aus­
nutzung der §§ 13a und 13b ErbStG 
auch der vom Bundesverfassungs­
gericht beanstandete Umfang des 
verschonten Verwaltungsvermögens 
(50 %-Grenze) angesehen werden? 
Letzterenfalls würde eine Neurege­
lung mit Rückwirkung zum Tag der 
Urteilsverkündung durchaus eine Viel­
zahl von Fällen betreffen. Dies stünde 
in Widerspruch zu der Aussage des 
Bundesverfassungsgerichts, dass die 
Inhaber von Unternehmen und ihre 
Nachfolger ein berechtigtes Interesse 
an einer verlässlichen Rechtsgrund­
lage für die Nachfolgeplanung auch in 
steuerlicher Hinsicht haben und des­
halb die Ungewissheit über den Inhalt 
der künftigen gesetzlichen Regelun­
gen im Falle von deren Rückwirkung 
schwer erträglich wäre. Es bleibt zu 
hoffen, dass der Gesetzgeber hier 
baldmöglichst eine klarstellende Aus­
sage trifft, wie er dem vom Bundes­
verfassungsgericht eingeforderten 
Prinzip der Rechtssicherheit Rechnung 
tragen möchte.
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